
Die Möglichkeit, sich auf Grundrechte als Anspruchs- oder Abwehrrech-
te im verwaltungsinternen Organstreitverfahren zu berufen, wird trotz 
erheblicher praktischer Relevanz sowohl durch die Gerichte als auch die 
Literatur bislang höchst uneinheitlich beurteilt. Insbesondere für die im 
Rahmen der juristischen Ausbildung besonders relevante Konstellation 
des kommunalen verwaltungsinternen Organstreits wurde eine konse-
quente Lösung bisher nicht entwickelt.
Die Problemstellung resultiert in erster Linie aus der Doppelstellung 
des Organwalters. Dieser ist im Rahmen seiner Aufgabenwahrnehmung 
in die staatliche Hierarchie eingegliedert und damit grundrechtsver-
pflichtet, jedoch in seiner Eigenschaft als natürliche Person zugleich 
grundrechtsberechtigt; in seiner Person können daher organschaftlich 
wahrgenommene Kompetenzen und grundrechtlich geschützte Rechts-
positionen aufeinandertreffen. Beide Rechtskreise stehen dabei nicht 
beziehungslos nebeneinander, sondern wirken in vielen Fallgestaltungen 
wechselseitig aufeinander ein. Die Geltendmachung der Glaubensfrei-
heit nach Art. 4 Abs. 1 GG zur Abwehr eines Kreuzes im Sitzungssaal 
oder der Rückgriff auf die durch Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG geschütz-
te Meinungsfreiheit während einer Gemeinderatssitzung seien aus der 
Rechtsprechung beispielhaft erwähnt.
Vorliegende Arbeit unterbreitet einen praxisorientierten Vorschlag zu ei-
ner einheitlichen verwaltungsprozessualen Lösung dieser und vergleich-
barer Sachverhalte in Rechtsprechung und Ausbildung. Dabei werden 
zwei mögliche Ansätze untersucht: Einerseits die Geltendmachung 
von Grundrechten im Rahmen des kommunalen verwaltungsinternen 
Organstreits über den innerorganisatorischen Erfüllungs- und Störungs-
beseitigungsanspruch und andererseits die prozessuale Trennung der be-
troffenen Rechtskreise in ein den Funktionsablauf schützendes Organ-
streitverfahren sowie ein dem Schutz der Grundrechte dienendes perso-
nales Streitverfahren in Anlehnung an die im Beamtenrecht etablierte 
Verfahrensweise.
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Zum Inhalt:

Die Möglichkeit, sich auf Grundrechte als Anspruchs- oder Abwehrrechte im verwaltungsinternen Organstreitver-
fahren zu berufen, wird trotz erheblicher praktischer Relevanz sowohl durch die Gerichte als auch die Literatur 
bislang höchst uneinheitlich beurteilt. Insbesondere für die im Rahmen der juristischen Ausbildung besonders 
relevante Konstellation des kommunalen verwaltungsinternen Organstreits wurde eine konsequente Lösung bisher 
nicht entwickelt. 
Die Problemstellung resultiert in erster Linie aus der Doppelstellung des Organwalters. Dieser ist im Rahmen seiner 
Aufgabenwahrnehmung in die staatliche Hierarchie eingegliedert und damit grundrechtsverpflichtet, jedoch in sein-
er Eigenschaft als natürliche Person zugleich grundrechtsberechtigt; in seiner Person können daher organschaftlich 
wahrgenommene Kompetenzen und grundrechtlich geschützte Rechtspositionen aufeinandertreffen. Beide Rech-
tskreise stehen dabei nicht beziehungslos nebeneinander, sondern wirken in vielen Fallgestaltungen wechselseitig 
aufeinander ein. Vorliegende Arbeit unterbreitet einen praxisorientierten Vorschlag zu einer einheitlichen verwal-
tungsprozessualen Lösung dieser und vergleichbarer Sachverhalte in Rechtsprechung und Ausbildung. 
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